
 

 

 
Antrag 

 
 
der Abgeordneten … 
 
Kolleginnen und Kollegen 
 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesstraßen-Mautgesetz 2002 geändert 
wird 
 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesstraßen- Mautgesetz 2002 geändert wird 
 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
 

Das Bundesgesetz über die Mauteinhebung auf Bundesstraßen 
(Bundesstraßen-Mautgesetz 2002 – BStMG), BGBl. I Nr. 109/2002, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 45/2019, wird wie folgt geändert:  
 
 
 
1. In § 13 wird nach dem Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt: 
„(1a) Von der Pflicht zur Entrichtung der zeitabhängigen Maut wird die Mautstrecke A 12 
Inntalautobahn zwischen der Staatsgrenze bei Kufstein und der Anschlussstelle Kufstein-
Süd ausgenommen. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen durch Verordnung bestimmte 
Abschnitte von Mautstrecken von der Pflicht zur Entrichtung der zeitabhängigen Maut 
ausnehmen, wenn dies erforderlich ist, um eine unzumutbare Beeinträchtigung der 
Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs auf nicht mautpflichtigen Straßen und 
eine unzumutbare verkehrsbedingte Lärmbelästigung oder eine unzumutbare 
verkehrsbedingte Luftverschmutzung zu vermeiden, die sich aufgrund besonderer örtlicher 
Verhältnisse ergeben.“ 
 
2. In § 38 Z 1 wird die Wortfolge „§ 13 Abs. 1 und 10“ durch die Wortfolge „13 Abs. 1, 1a 
zweiter Satz und 10“ ersetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In formeller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag unter Verzicht auf die Erste Lesung 
dem Verkehrsausschuss zuzuweisen.  

 



 

 

 

Begründung 
 
 
 
Mit dieser Gesetzesnovelle werden zwei Ausnahmen von der Pflicht zur Entrichtung der 
zeitabhängigen Maut eingefügt: eine Legalausnahme (§ 13 Abs. 1a erster Satz) und eine 
Verordnungsermächtigung (§ 13 Abs. 1a zweiter Satz); beide betreffen besondere Härtefälle. 
 
Die Legalausnahme in § 13 Abs. 1a erster Satz umfasst die Mautstrecke A 12 
Inntalautobahn im Abschnitt zwischen der Staatsgrenze bei Kufstein und der Anschlussstelle 
Kufstein Süd. Die Grenzregion um die Stadt Kufstein ist nämlich durch die Nutzung von nicht 
mautpflichtigen Ausweichstrecken („Maut-Flucht“) seit Jahren unzumutbar belastet ist. 
 
Der in dieser Grenzregion beinahe durchgehend stattfindende Ausweichverkehr auf nicht 
mautpflichtigen autobahnnahen Straßen hat regelmäßig eine unzumutbare Beeinträchtigung 
der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs zur Folge und führt zur einer 
unzumutbaren verkehrsbedingten Lärmbelästigung und einer unzumutbaren 
verkehrsbedingten Luftverschmutzung. 
 
Unter einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des 
Verkehrs sind insbesondere massive Staubildungen sowie Beeinträchtigungen der Verkehrs- 
und Versorgungssicherheit wie Behinderung der Durchfahrt von Blaulicht-
Einsatzorganisationen oder der Zufahrt zu Krankenhäusern zu verstehen.  
 
Bei einer unzumutbaren verkehrsbedingten Lärmbelästigung oder einer unzumutbaren 
verkehrsbedingten Luftverschmutzung ist auf die einzuhaltenden Grenzwerte, insbesondere 
das Immissionsschutzgesetz-Luft (IG-L), abzustellen. 
 
In der Grenzregion Kufstein, insbesondere der Ortsdurchfahrt Kufstein auf der B 171, besteht 
rund um die Uhr ein stark erhöhtes Verkehrsaufkommen. Vor allem in den Ortsteilen Zell und 
Endach ist das Straßennetz regelmäßig überlastet (im Besonderen auf der hoch belasteten 
Salurner Straße). Die Lärm- und Schadstoffbelastung der direkten Anwohner entlang der  
B 171 und die Trennwirkung der ohnehin hoch belasteten B 171 werden durch den 
zusätzlichen (Ausweich-)Verkehr noch weiter erhöht.  
 
Unzumutbar ist insbesondere, dass die Erreichbarkeit des Bezirkskrankenhauses Kufstein 
sowie anderer öffentlicher Einrichtungen regelmäßig stark eingeschränkt ist und zunehmend 
Behinderungen bei allfällig erforderlichen Einsatzfahrten der Einsatzorganisationen auftreten. 
 
Ein großer Teil der aus Richtung Deutschland kommenden Urlauber, die den Raum Söll-
Leukental/Brixental/Kitzbühel anfahren wollen (Tages-Schifahrer, Urlauber), fährt frühzeitig in 
Deutschland von der Autobahn ab (zB in Kiefersfelden oder in Oberaudorf), um so über die 
mautfreien Bundesstraßen durch das Stadtgebiet von Kufstein in den Raum Söll-
Leukental/Brixental/Kitzbühel zu gelangen (das Gleiche gilt auch in die Gegenrichtung). 
 
Dieser Ausweichverkehr über die B 172 Walchsee Straße in die Skigebiete belastet im 
Besonderen auch die Ortsdurchfahrten Niederndorf, Walchsee und Kössen. Bei der An- und 
Abreise im Urlauber-Schichtwechsel treten hohe Verkehrsspitzen auf, die über die 
Ortsdurchfahrt Kufstein nicht abgewickelt werden können. Mit der Ausnahme von der Pflicht 
zur Entrichtung der zeitabhängigen Maut von der Staatsgrenze bis zur Anschlussstelle 
Kufstein Süd wird die Autobahn für den Quell- und Zielverkehr in die großen 
Schigebietsregionen wieder attraktiv. 
 



 

 

Hinzu kommt, dass im Bereich Kufstein-Süd regelmäßig wiederkehrende Rückstaus 
auftreten und die Flüssigkeit und Leichtigkeit des Verkehrs in diesem Bereich stark 
eingeschränkt ist, da zahlreiche Schwerfahrzeuge zum Tanken in die Gewerbegebiete 
abfahren und durch das Zu- und Abfahren zu/von den Tankstellen bzw. durch das 
verkehrsbedingte Anhalten im Bereich der Kreisverkehre der Reiseverkehr massive 
Rückstaus bis auf die Autobahn zur Folge hat. 
 
Die dargestellte Situation in der Grenzregion um die Stadt Kufstein stellt einen 
außerordentlichen und derzeit einzigartigen Härtefall dar. 
 
Die Verordnungsermächtigung in § 13 Abs. 1a zweiter Satz bezieht sich auf ähnlich 
gelagerte Härtefälle, sollten solche in Hinkunft auf Mautstrecken in Grenzregionen auftreten 
(z.B. regelmäßige Nichterreichbarkeit von Krankenhäusern und öffentlichen Einrichtungen 
aufgrund von „Maut-Flucht“). Damit wird die Möglichkeit geschaffen, in begründeten 
Ausnahmefällen auch in diesen Grenzregionen von der Pflicht zur Entrichtung der 
zeitabhängigen Maut Abstand zu nehmen. Mit der Einfügung des Abs. 1a zweiter Satz soll 
die bestehende Ausnahme des Abs. 1, welche sich auf Fahrzeuge bezieht, deren 
Verwendung im öffentlichen Interesse gelegen ist, auf bestimmte Mautstrecken erweitert 
werden. 
 
Erforderlich dafür sind zwei kumulative Voraussetzungen, die im Einzelfall nachgewiesen 
werden müssen: erstens eine unzumutbare Beeinträchtigung der Sicherheit, Leichtigkeit und 
Flüssigkeit des Verkehrs auf den Ausweichstrecken, zweitens eine unzumutbare 
verkehrsbedingte Lärmbelästigung oder eine unzumutbare verkehrsbedingte 
Luftverschmutzung in der betroffenen Grenzregion. 
 
Damit soll ein Instrument zur Vermeidung von künftigen Härtefällen geschaffen werden, die 
in bestimmten Grenzregionen durch die Nutzung von nicht mautpflichtigen 
„Ausweichstrecken“ zur Umgehung der Mautpflicht auf Autobahnen entstehen können.  
 
Die Ausnahmeregelung greift, sofern und soweit die vorgenannten kumulativen 
Voraussetzungen vorliegen. Dabei ist insbesondere auf die örtlichen Verhältnisse 
abzustellen, so dass die Beurteilung kleinräumig erfolgen muss.  


